
 

 

 

Aktuelle Stunde: „Lehre aus Europawahl ziehen: 

Neue Grundsicherung statt Bürgergeld“ 
 
 

Liebe Leserin, lieber Leser, 

Die Wählerinnen und Wähler haben der 

Ampel am vergangenen Sonntag eindeutig 

zu verstehen gegeben, dass sie einen grund-

legenden Politikwechsel in Deutschland 

wollen. 

Eine der Lehren muss 

die Abschaffung des 

sogenannten Bürger-

gelds sein. Viele Men-

schen haben den Ein-

druck, dass sich Arbeit 

nicht mehr für alle lohnt 

und die Fleißigen be-

straft werden. Das Bür-

gergeld hat nicht dazu 

beigetragen, die Zahl 

der Arbeitslosen zu sen-

ken. Im Gegenteil: Die 

Zahl der Bürgergeld-

empfänger steigt steil an und hat einen 

neuen Höchststand erreicht.  

Diese neuen Zahlen geben uns Anlass, das 

Bürgergeld zum Gegenstand einer „Aktuel-

len Stunde“ in dieser Sitzungswoche zu ma-

chen. Dem gescheiterten Bürgergeld stel-

len wir unser Konzept der „Neuen Grund-

sicherung“ gegenüber. 

Wir sind der Überzeugung: Gute Sozialpo-

litik macht eine Gesellschaft stark und wi-

derstandfähig. Sie hilft dabei, dass jeder sich 

mit seinen Talenten und Fähigkeiten best-

möglich einbringen kann. 

Schlecht gemachte 

Sozialpolitik bewirkt 

genau das Gegenteil: 

Sie alimentiert und 

lähmt damit die Eigen-

ständigkeit der Men-

schen. Sie frustriert die 

Fleißigen und schwächt 

damit die Bereitschaft 

zur Solidarität. Mit der 

Einführung des Bürger-

gelds wurden Anreize 

gegen eine Arbeitsauf-

nahme gesetzt. Wir for-

dern eine Abschaffung 

des Bürgergelds und die Einführung einer 

„Neuen Grundsicherung“, um die Anreize zu 

erhöhen, Arbeit aufzunehmen. 

Mitarbeiter aus den Jobcentern bestätigen 

das: Ihnen zufolge sind Bürgergeldbezieher 

schlechter erreichbar, weniger motiviert 

und machen weniger mit. Die Anreize hät-

ten sich verschlechtert, eine neue Stelle auf-

zunehmen. Genau davor haben wir gewarnt! 

Ausgabe 054  |  14.6.2024 
 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw24-de-aktuelle-stunde-grundsicherung-1007684
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Unser Entwurf für ein 

Gesetz zur Aufhebung des Gesetzes über 

die unternehmerischen Sorgfaltspflich-

ten zur Vermeidung von Menschen-

rechtsverletzungen in Lieferketten 

Bundesminister Robert Habeck hat sich in 

der vergangenen Woche dafür ausgespro-

chen, das Lieferkettensorgfaltspflichtenge-

setz (Lieferkettengesetz) für zwei Jahre aus-

zusetzen. Mit unserem Gesetzesentwurf ge-

ben wir ihm die Gelegenheit, seinem eige-

nen Vorschlag auch mit entsprechendem 

Stimmverhalten Ausdruck zu verleihen. 

Das deutsche Lieferkettengesetz vom 

16. Juli 2021 verpflichtet seit dem 1. Januar 

2023 Unternehmen ab einer bestimmten 

Größe, Sorgfaltspflichten in Bezug auf men-

schenrechtliche oder umweltbezogene Risi-

ken in ihren Lieferketten zu beachten. Im 

Sommer 2024 hat die EU eine EU-weite Lie-

ferkettenrichtlinie beschlossen. Diese ist in-

nerhalb von zwei Jahren in deutsches Recht 

umzusetzen. Sie geht in verschiedenen Be-

reichen über das Lieferkettengesetz hinaus 

(u.a. erweiterte Sorgfaltspflichten, zivil-

rechtliche Haftung, andere Unternehmens-

größen). 

 

 
 

Es hat keinen Sinn, an den Verpflichtungen 

aus dem deutschen Lieferkettengesetz fest-

zuhalten, während sich die Unternehmen 

bereits auf die neuen Verpflichtungen aus 

der Europäischen Lieferkettenrichtlinie vor-

bereiten. 

Diese vermeidbare Mehrbelastung hätte 

einen nicht gerechtfertigten Wettbewerbs-

nachteil deutscher Unternehmen auf dem 

internationalen Markt zur Folge. 

Bundesminister Habeck hat erfreulicher-

weise unsere Forderung aufgegriffen, das 

deutsche Lieferkettengesetz auszusetzen. 

Das wäre ein einfacher und dringend erfor-

derlicher Beitrag zum Abbau von Bürokratie 

und lässt sich mit unserem Gesetzesentwurf 

schnell umsetzen. Die Doppelbelastung 

deutscher Unternehmen muss vermieden 

werden. 

 

 

Antrag auf Einsetzung eines Untersu-

chungsausschusses „Habeck-Akten” 

Die Folgen des russischen Angriffskrieges 

gegen die Ukraine führten im Jahr 2022 zu 

einer Energiekrise. Anfang März 2022 veröf-

fentlichten die federführenden Bundesmini-

sterien der Minister Habeck und Lemke ei-

nen „Prüfvermerk“, in welchem ein Weiter-

betrieb der Kernkraftwerke rigoros abge-

lehnt wurde. Zu den Hintergründen dieser 

Ablehnung hat Bundesminister Habeck die 

Herausgabe von Unterlagen lange verwei-

gert. Journalisten haben vor Gericht die Her-

ausgabe schließlich erzwungen.  

Die uns vorliegenden Informationen drän-

gen die Schlussfolgerung auf, dass die Bun-

desregierung in einer entscheidenden Frage 

unserer nationalen Energiesicherheit nicht 

zum Wohle Deutschlands, sondern aus-

schließlich nach der Logik grüner Parteipoli-

tik entschieden hat. Fachliche Erwägungen 

aus der Arbeitsebene der zuständigen Mini-

sterien wurden von den führenden politi-

schen Beamten bewusst ignoriert und teil-

weise verfälscht. Inwieweit das in Kenntnis 

oder Unkenntnis oder gar auf Weisung oder 

mit Billigung der Führung des Bundeswirt-

schaftsministeriums und des Bundesum-

weltministeriums stattgefunden hat, gilt es 

zu klären. 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw24-de-lieferkettengesetz-1007678
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw24-de-2ua-1006778
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Die deutsche Öffentlichkeit hat einen An-

spruch darauf zu erfahren, wie die Entschei-

dungsprozesse der Bundesregierung in ei-

ner Lage von Krieg in Europa zu einer Frage 

der nationalen Energiesicherheit gelaufen 

sind. Die Bundesminister Robert Habeck 

und Steffi Lemke haben bisher die Gelegen-

heit verpasst, die Vorgänge in ihren Ministe-

rien und vor allem auch ihre eigene Rolle 

transparent und vollumfänglich aufzuklä-

ren. Seit Veröffentlichung der Habeck-Ak-

ten haben wir alle parlamentarischen Instru-

mente ausgeschöpft, um Licht in die Schat-

ten dieses intransparenten Vorgangs zu 

bringen. Viele Fragen sind unbeantwortet 

geblieben, zugesagte Unterlagen wurden 

nur lückenhaft übersandt, entsprechende 

Belege nicht geliefert. Deshalb beantragen 

wir jetzt die Einsetzung eines Untersu-

chungsausschusses „Habeck-Akten“. 

 

 

Leistungen für Asylbewerber senken – 

Rechtliche Spielräume nutzen 

Deutschland wird mit der Zunahme der 

illegalen Migration zunehmend überfordert. 

Die europäischen Nachbarländer nehmen 

im Schnitt deutlich weniger Geflüchtete auf. 

Die auch im europäischen Vergleich hohen 

Sozialleistungen in Deutschland ein wichti-

ger Faktor für Migration und insbesondere 

Sekundärmigration nach Deutschland. 

Das Bundesverfassungsgericht hat festge-

halten, dass eine dauerhafte Ungleichbe-

handlung von Asylbewerbern und Einheimi-

schen bei der Sicherung des Existenzmini-

mums nicht möglich ist. Aber es bestehen 

dennoch weiterhin Spielräume zur Leis-

tungsabsenkung. Mit unserem Antrag – den 

wir in dieser Woche abschließend beraten 

haben – fordern wir, diese Spielräume zu 

nutzen. Sie umfassen die vorrangige Aus-

gabe von Sach- statt Geldleistungen und die 

Einführung einer möglichst bundeseinheitli-

chen Bezahlkarte als Regel. 

 

Solange eine Ausreisepflicht besteht und 

eine Ausreise tatsächlich und rechtlich mög-

lich ist, soll nur das physische Existenzmini-

mum gewährt werden. Weitere Maßnahmen 

runden unseren Forderungskatalog ab. 

Von der         abgelehnt! 

 

 

BAföG auf die Höhe der Zeit bringen 

Ziel des BAföG ist es, eine individuelle Aus-

bildungsförderung zu leisten. Deshalb wol-

len wir sicherstellen, dass die Regelsätze 

zum Leben ausreichen und fortlaufend an-

gepasst werden. Mit unserem Antrag for-

dern wir, die BAföG-Regelsätze vor dem 

Hintergrund steigender Lebenshaltungs-

kosten bedarfsgerecht auszugestalten und 

regelmäßig durch eine unabhängige Kom-

mission überprüfen zu lassen. Diese Kom-

mission soll alle zwei Jahre dem Bundestag 

Empfehlungen unterbreiten, mit denen sich 

der Bundestag sodann befassen soll. Des 

Weiteren sollen die Bewilligungszeiten ver-

längert und der Aufwand für Folgeanträge 

durch Selbsterklärungen mit Stichproben-

prüfungen reduziert werden. 

Wir fordern eine Vereinfachung und Be-

schleunigung der BAföG-Antragstellung so-

wie die vollständige Digitalisierung des BA-

föG-Antragsbearbeitungsverfahrens in Zu-

sammenarbeit mit den Ländern. Zudem soll 

der Gesetzesvollzug für das Auslands-BA-

föG im Bundesverwaltungsamt verankert 

und die Öffnung für Teilzeitstudenten ge-

prüft werden. 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw24-de-asylbewerber-1006788
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw24-de-bafoeg-1006776
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Mit unserem Antrag, den wir in dieser Wo-

che abschließend beraten, machen wir kon-

krete Vorschläge für Maßnahmen zur Ver-

besserung der finanziellen Lage der Studen-

tinnen und Studenten und zur Vereinfa-

chung der Verwaltungsverfahren in Sachen 

BAföG. 

 

Dabei gilt, dass das BAföG auch weiterhin 

als subsidiäre Sozialleistung von der indivi-

duellen Bedürftigkeit abhängt. 

Parallel dazu beraten wir den Entwurf der 

Bundesregierung für ein Neunundzwanzigs-

tes Gesetz zur Änderung des Bundesausbil-

dungsförderungsgesetzes abschließend in 

zweiter und dritter Lesung. Dieser Gesetz-

entwurf der Regierungskoalition bleibt in-

haltlich weit hinter dem Versprechen aus 

dem Koalitionsvertrag zurück, das BAföG 

grundlegend durch eine versprochene 

große Strukturreform zu reformieren. Die 

letzte Erhöhung der Bedarfssätze inklusive 

des Wohnkostenzuschusses fand vor zwei 

Jahren statt. Seitdem haben auch BAföG-

Empfänger unter der hohen Inflation der 

letzten Jahre gelitten. Der vorliegende Ge-

setzentwurf gibt keine Antwort auf die ge-

stiegenen Lebenshaltungskosten, obwohl 

die hiervon Betroffenen und auch Angehö-

rige der regierungstragenden Parteien SPD 

und Grüne dies in den vergangenen Wochen 

mehrfach deutlich gefordert hatten. Ebenso 

gibt der Gesetzentwurf keinen neuen 

Schwung für die dringend erforderliche voll-

ständige Digitalisierung des BAföG-An-

tragsverfahrens. 

Betroffenheit reicht nicht – Klare Kon-

sequenzen aus dem Terror von Mann-

heim ziehen 

Der grausame, mutmaßlich islamistisch 

motivierte Terroranschlag in Mannheim und 

der Mord an einem jungen Polizisten scho-

ckieren Deutschland und wirken nach. Die 

heimtückische Tat fällt in eine Zeit, in der 

die Sicherheitslage im Inneren wie im Äuße-

ren ohnehin bereits angespannt ist. Es 

braucht jetzt schnelles Handeln der Bundes-

regierung und sichtbare, wirksame Ergeb-

nisse. Die Zeit des bloßen „Warnens“ und 

„Verurteilens“ ist vorbei. 

Mit unserem Antrag – den wir in dieser 

Woche erstmalig beraten – legen wir dar, 

was jetzt getan werden muss. Unsere wich-

tigsten und vordringlichsten Forderungen 

sind: Die Bundesregierung muss den Bun-

desländern jede mögliche Unterstützung 

zukommen lassen, damit abgelehnte Asyl-

bewerber konsequent in ihre Herkunftslän-

der zurückgeführt werden. Das muss gerade 

auch für Gefährder und Straftäter aus Af-

ghanistan, Syrien, Eritrea, Somalia und Li-

byen gelten. 

Auch müssen wir neue Antworten darauf 

finden, wie mit schweren Straftätern und 

Gefährdern umzugehen ist, die ausreise-

pflichtig sind und freiwillig in ihre Her-

kunftsländer zurückkehren könnten, aber 

eine Abschiebung nicht möglich ist. Darüber 

hinaus fordern wir, die Grenzkontrollen an 

den deutschen Binnengrenzen aufrecht zu 

erhalten. Die Reform des Staatsangehörig-

keitsrechts ist noch vor dem Inkrafttreten 

am 27. Juni 2024 rückgängig zu machen. 

Ich selbst bin tieftraurig über den Tod des 

Polizisten, der in Mannheim mutig eingriff, 

um Menschenleben zu schützen. Meine Ge-

danken sind bei seinen Angehörigen.  

Mein Dank gilt allen Polizisten im Einsatz. 

Ich habe große Sorge angesichts der Verro-

hung der politischen Auseinandersetzung 

und der wachsenden Gewaltbereitschaft in 

unserem Land. So darf es nicht weitergehen. 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw24-de-terror-mannheim-1007682
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Wir beraten in dieser Woche erstmalig un-

seren Antrag 

Technologieoffener Klimaschutz 

– Kein Verbrennerverbot 

Wir wollen, dass Deutschland zukunftsfä-

hige und klimafreundliche Mobilität schafft, 

ohne auf Verbote von Verbrennungsmoto-

ren zu setzen. Deshalb fordern wir die Bun-

desregierung auf, die Zukunft des klima-

freundlichen Verbrennungsmotors in 

Deutschland dauerhaft zu sichern. 

Wir stehen für eine technologieoffene Her-

angehensweise, bei der alle verfügbaren kli-

mafreundlichen Antriebe und Kraftstoffe 

genutzt werden. Wir treten dafür ein, dass 

klimafreundliche Kraftstoffe nicht bereits ab 

2035 eine 100-prozentige CO₂-Emissionsre-

duktion über die gesamte Produktionskette 

erfüllen müssen. Außerdem sollen ver-

gleichbare Maßstäbe für die Bewertung von 

klimafreundlichen Kraftstoffen und alterna-

tiven Antriebssystemen angewendet wer-

den. Dies umfasst auch die Berücksichti-

gung der gesamten CO₂-Bilanz eines Fahr-

zeugs über seinen Lebenszyklus hinweg. Mit 

unserem Antrag fordern wir zudem eine 

Strategie zur Förderung des Markthochlaufs 

klimafreundlicher Kraftstoffe. 

 

Fußball-EM 2024 – Volle Unterstüt-

zung für ein neues Sommermärchen 

Mit unserem Antrag – den wir in dieser 

Woche abschließend im Plenum des Deut-

schen Bundestages beraten haben – greifen 

wir die bevorstehende Fußball-EM der Män-

ner in Deutschland sportpolitisch auf. 

Wir stellten Fragen zu Defiziten in der Or-

ganisation und forderten Konzepte zur 

Nachhaltigkeit und vor allem zur Sicherheit 

des Turniers ein. Darüber hinaus appellier-

ten wir an den DFB, auf eine stärkere Ver-

bundenheit der Nationalmannschaft mit ih-

ren Fans hinzuwirken. 

Aufgrund unseres Antrags hat sich der 

Deutsche Bundestag erstmals mit der EURO 

2024 befasst. Wir stellten die Fragen, die für 

ein Gelingen des Turniers unerlässlich sind. 

Von der         abgelehnt! 

 

Video der Woche 

 

Zum zweiten Mal sprach ich innerhalb we-

niger Wochen zum Abkommen zwischen 

Deutschland und Frankreich über die grenz-

überschreitende Berufsausbildung. Leider 

hat die Ampel ihre Zusagen auf Verbesse-

rung während der Ausschussberatung nicht 

eingehalten. KLICK 

 

Zitat der Woche 

«Das zeigt für uns doch nur eines, nämlich 

wie wenig die Koalitionsfraktionen beim 

Thema „Bildung und Forschung“ auf der 

Pfanne haben. Deswegen muss das wenige, 

was Sie hier vorzulegen haben, aufgeblasen 

werden – PR statt Politik, Framing ist alles. 

Darum geht es. Der Berg kreißte und gebar 

eine Maus. Und die wird jetzt zum Löwen 

aufgeblasen.» 

(Ich selbst am Donnerstagnachmittag in meiner 

Rede zum Abkommen zwischen Deutschland und 

Frankreich über die grenzüberschreitende Berufsaus-

bildung) 

 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw24-de-technologieoffener-klimaschutz-1007690
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw24-de-fussball-em-1006808
https://www.facebook.com/dringegraessle/videos/900567708495674
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Bilder der Woche 

„Taiwan Expo“ – die 1. Außenhandelsmesse Taiwans in Berlin 

 

Vor kurzem war ich noch in Taiwan und hab 

dort Flyer vom FEM verteilt – und jetzt 

kommt Taiwan nach Berlin: 

Der Leiter des Gmünder Forschungsinstituts 

für Edelmetalle (FEM), Prof. Dr. Holger 

Kaßner, besuchte mit mir zusammen die 

1. Außenhandelsmesse von Taiwan in Berlin. 

Taiwan ist Weltmarktführer in der Produk-

tion von modernsten Halbleitern. In Berlin 

zeigten Firmen aus Taiwan den Einsatz 

künstlicher Intelligenz etwa im Bereich 

Mobilität, der Telemedizin und Gesundheits-

produkte wie einen elektronischen Akupunk-

tur-Druckpunkt-Finder. 

Das FEM bietet als unabhängiges For-

schungsinstitut Ingenieurleistungen in die-

sen Bereichen an. 

So verstehe ich aktive Wahlkreispolitik! 

  

Das Parlamentarische Patenschafts-Programm 2025/2026 

 

Der Deutsche Bundestag vergibt wieder 

Stipendien für ein Auslandsjahr in den USA. 

Ab sofort können sich Schülerinnen und 

Schüler sowie junge Berufstätige für ein Sti-

pendium des Parlamentarischen Paten-

schafts-Programms (PPP) für das Austausch-

jahr 2025/2026 auf www.bundestag.de/ppp 

bewerben. Die Frist endet am Freitag, dem 

13. September 2024.  

Bewerbungsberechtigt für das 42. PPP sind 

Schülerinnen und Schüler, die zwischen dem 

1. August 2007 und dem 31. Juli 2010 gebo-

ren wurden, und junge Berufstätige, die nach 

dem 31. Juli 2000 Geburtstag haben. 

Unterlagen gibt es auch in meinem Wahl-

kreisbüro: Rinderbacher Gasse 3 in Schwä-

bisch Gmünd. 
 

  

https://fem-online.de/
https://fem-online.de/
http://www.bundestag.de/ppp
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Splitter  aus  dem  Wahlkreis 

 

 

  

Wahlparty der CDU Schwäbisch Gmünd anlässlich der Kommunalwahl 

  

Eröffnung des Gmünder Stadtfestes durch 

OB Richard Arnold 

St. Petrus spielt mit! 
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Weitere Eindrücke vom Stadtfest 

  

Am JU-Stand für „Gerstenkaltschale“ Ein konzentrierter Markus Bosch 

  

  

Das „Mutlantis“ in Mutlangen ist wieder eröffnet, 
auch dank 1,9 Millionen Euro vom Bund. 

Das freut nicht nur BM Stephanie Eßwein! 

Viele bunte Quietsche-Entchen 
halfen bei der Einweihung. 


